
r

HST v. 20.t12.2o1 9

' 
Richter: Gebährenberechnung der IHK unzLtlässig

Yerwøltungsgericht Stuttgørt hebt dreí. Bescheide auf - Kammer þrüfr, i,n Berufung zu gehen

Von unserem Redakteur
Heiko Fritze

HETLBRo¡{N./srurrcART Die IHK
Heilbronn-Franken erwägt gegen
die drei Urteile desVerwaltungsge
richts Stuttgart in Berufung zu ge
he¡. Das teilte die Kammerjetztmit,
nachdem inzwischen die schriftli-
chen Urteilsbegründungen vorlie.
geir. Das Gericht hatte drei Klagen
von Mitgliedsunternehrìren stattge.
geben, die sich gegen Beitragsbe,
scheide der Jahre 2013, 201"4 und
20L6richteten.

Nicht rechtskräftig Mit einer Be-
wertung des Urteils hält sich die
Kammer aber noch.zurück. Dafiir
sie es noch zufräh, das letzte Urteil
sei erst am Dienstag ãrgegangen.
Grundsätzlich sei die IHK aber der
Meinung, dass die Rechtsprechung

alles andere als einheitlich ist - der-
zeit sind deutschlandweit dutzende
Verfahren gegen diverse l(amrnern
in åihnlichen Fällen anh?ingig. Da in
einem Fall bereits das Oberlapdes-
gericht Iüneburg Revision vor dem
Bundesverwaltungsgericht 

^tgelassen hat, solle dessen abschlie,
ßendes Urteil abgewartet werden.
Die Angelegenheit habe grundle.
gende Bedeutung.

"Eszeichnetsich ab, dass die IIIK
Heilbronn-Franken Berufung einle.
gen wird, was das Yerwaltungsge.
richt in allen drei Fällen ausdrück-
lich zugelassen hat", teilt Kammer-
Sprecher Detlef Schulz-Kuhnt mit.
Damit w?iren die Urteile noch nicht
rechtskr?iftþ. Die lGrnmer müsste
sonst die stittigen Beihäge der &la-
genden Mitglieder mrnckzahlen -
in einem Fall, dessen Urteilsbegrün-
drmg unserer Zeifungvorliegt, geht

es dabei um 2111,73 Euro,
nachdem ursprünglich 85
Euro erhobenwurden.

I{ai Böddinghaus, Ge.
schäftsführer des kam.
merkritischen Bundes-
verbands
für freie
Kam-
mern, ist
erfreut
über den
Stuttgarter
Richterspruch.
,Die Urteilsbe-,
gründung liest
sich wie eine regel-
rechte Abrechnung mit
dem Haushaltsgebaren
der IHK", erHåirt er. 

"Die
þedeutung der Entschei-
dung liegt insbesondere
auch darin, dass damit

ilem Grundsatz nach
das Modell zur Rückla-
genkalkulation i¡frage
gestellt wird." Die
Klagen derdrei Mit-
glieder hatten sich
ausdräcklich vor al-
lem gegen die Be
rechnungsmetho-
defürdiemillionen-

schweren Reserven im l(am-
merhaushalt gerichtet.

Begrfindung Das Verwal-
tungsgericht Stuttgart

l<am m dern Ergebnis,
dass die Festsetzung
des Geldbedarfs

.durch die IHKin den
betroffenen Jahren
nicht den gesetzli-
chen Anforderungen

genügt habe. Die so-

genannte AusgleichsrücHage sei
unter Missachtung des Gebots der
Schätzgenauigkeit berechnet und
daher der Höhe nach rechtswidrig,
so die Richter. Diese Rücklàge, die
'unvorhergesehene Schwankungen
bei den Beitraþseinnahmen ausglei.
chen soll, basiere nicht auf einer
ordnungsgemåißen Risikoprognose.
Aus Sicht der Richter habe es kçinen
Grund fiir die Annahme gegeben,
Beiträge könnten in Höhe der Rück-
lage ausbtreiben. Damit sei diese
nicht mehr gerechfertigt gewesen,
sondern sei eher wie eine pauschale
Mittelreserve eingesetat worden.

Das Verwaltungsgericht hat we
gen der grundsätzlichen Bedeutung
die Berufung zum Verwaltungsge
richtshof Baden-Württemberg a¡-
gelassen. Die Berufung kann inner-
halb eines Monats nach
des Urteils eingelegt werden.


